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Erstes Kapitel 

Einleitung, Gegenstand und Gang der Untersuchung 

§ 1 Einleitung 

In unserer vom Grundsatz der Privat autonomie beherrschten Zivil-
rechtsordnung ist die Rechtsfigur der Willenserklärung (WE) von zen-
traler Bedeutung. Gleichwohl sind die gesetzlichen Regelungen über 
die WE lückenhaft. So findet sich keine allgemeingültige Bestimmung 
darüber, wann die Rechtswirkungen einer WE eintreten. Für den prak-
tisch wichtigsten Fall, nämlich für die empfangsbedürftige WE, die 
einem Abwesenden gegenüber abgegeben wird, bestimmt § 130 I, daß 
sie mit dem Zugang wirksam wird. Was unter "Zugang" zu verstehen 
ist, läßt sich aus dem Gesetz nicht eindeutig entnehmen. Der Gesetz-
geber hat die Klärung der Zugangsvoraussetzungen der Wissenschaft 
und der Rechtspraxis überlassen. Nach Inkrafttreten des BGB setzte 
deshalb eine lebhaft geführte Diskussion über den Zugang von WEn 
ein1• Sie ist jedoch nach dem zweiten Weltkrieg so gut wie zum Erlie-
gen gekommen2• Das muß im Hinblick auf die Bedeutung der Zugangs-
problematik für die Rechtsanwendung überraschen. Es liegt die Ver-
mutung nahe, daß die Fragen des Zugangs in zufriedenstellender Weise 
geklärt sind. Dafür könnte auch sprechen, daß sich in der neueren 
Rechtsprechung und Literatur eine fast gleichlautende Zugangsformel 
findet. Nach der heute h. M. ist eine WE zugegangen und damit wirk-
sam geworden, wenn sie so in den Machtbereich des Adressaten ge-
langt ist, daß dieser unter gewöhnlichen Verhältnissen die Möglichkeit 
der Kenntnisnahme hat, und nach der Verkehrsanschauung von ihm 
die Kenntnisnahme auch erwartet werden kann3• 

1 Das zeigt sich an der Vielzahl der zu diesem Problemkreis erschienenen 
Abhandlungen. Aus Raumgründen sei auf die Angaben im Literaturverzeich-
nis verwiesen. 

2 Es gibt - soweit ersichtlich - aus der Zeit nach dem zweiten Weltkrieg 
nur eine größere Abhandlung über die dogmatischen Probleme des Zugangs, 
nämlich den Aufsatz von Dilcher, AcP 154, 120. Die Dissertation von Botz 
(Über das Wirksamwerden von Willenserklärungen unter Abwesenden, Diss. 
Heidelberg 1957) stellt die rechtsgeschichtliche Entwicklung der Lehren vom 
Zugang und vom Wirksamwerden der WEn in den letzten drei Jahrhunder-
ten dar. 

3 Vgl. die - bis auf geringe sprachliche Unterschiede - übereinstimmen-

2 Brinkmann 
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Mit dieser Definition ist die Zugangsproblematik jedoch nur schein-
bar gelöst. Die von der h. M. verwendete Zugangsformel besteht näm-
lich aus einer Reihe wertausfüllungsbedürftiger Begriffe, die ganz 
verschieden ausgelegt und ausgefüllt werden können. Hinter der Fas-
sade eines weitgehend anerkannten Zugangsbegriffs hat sich eine um-
fangreiche Kasuistik entwickelt. Dabei ist die Lösung von Einzelfällen 
umstritten. Es seien hier nur einige Beispiele herausgegriffen. So ist 
streitig, ob eine Kündigungserklärung des Arbeitgebers, die dem Ar-
beitnehmer während eines Auslandsurlaubs in den Briefkasten seiner 
verlassenen Wohnung gesteckt wird, schon während der Abwesenheit 
zugeht oder ob der Zugang erst eintritt, wenn der Arbeitnehmer nach 
Rückkehr aus dem Urlaub das Kündigungsschreiben vorfindet. Das 
BAG4 hat in einem solchen Fall angenommen, daß die Kündigung dem 
Arbeitnehmer erst nach seiner Rückkehr aus dem Urlaub zugehe, wenn 
dem Arbeitgeber bei Abgabe der Kündigungserklärung die Abwesen-
heit des Arbeitnehmers bekannt gewesen ist. Soweit der Arbeitgeber 
dies nicht gewußt hat, scheint das BAG den Zugang schon mit Eintref-
fen des Kündigungsschreibens in der verlassenen Wohnung anzuneh-
men. In der Literatur und der Rechtsprechung der Instanzgerichte wird 
teilweise ein Zugang während der Urlaubsabwesenheit des Arbeitneh-
mers für möglich gehalten', teilweise aber auch abgelehnt6• 

Streitig ist ferner, wann ein eingeschriebener Brief zugeht, den der 
Postbote nach einem vergeblichen Zustellungsversuch unter Zurück-
lassung eines Benachrichtigungsscheins auf dem Postamt niedergelegt 
hat. Nach der von der Rechtsprechung vertretenen Auffassung soll die 
Erklärung erst zugegangen sein, wenn dem Adressaten der Brief von 
der Post ausgehändigt wird7• Nach anderer Meinung liegt ein Zugang 
schon in dem Zeitpunkt vor, in dem der Adressat den Brief abholen 
kann und damit die Möglichkeit besteht, sich Kenntnis vom Inhalt der 
Erklärung zu verschaffen8• 

Als ebenfalls noch ungeklärt müssen die Probleme angesehen wer-
den, die sich bei der Einschaltung von Hilfspersonen ergeben. Hilfsper-

den Zugangsdefinitionen bei Enneccerus / Nipperdey, Allg. Teil, 2. Halbbd., 
§ 158 II A 1 (975); Jauernig, § 130, Anm. 2 a; Medicus, Bürgerliches Recht, 
Rdnr. 46; MünchKomm / FörschLer, § 130, Rdnr. 14; Palandt / Heinrichs, § 130, 
Anm. 3 a. Auch der BGH bedient sich dieser Zugangsformel; vgl. BGHZ 67, 
272, 275; BGH, NJW 1980, 990; BGH, NJW 1983, 929, 930. 

4 BAG, BB 1981, 1030 m. Anm. WenzeL = JZ 1981, 632 m. Anm. v. mshausen 
= EzA Nr. 10 zu § 130 BGB m. Anm. M. WoLf. 

5 LAG Berlin, DB 1964, 302; LAG Hamm, DB 1967, 1272; LAG Frankfurt, 
BB 1967, 1423; Staudinger / Neumann, Vorbem. zu § 620, Rdnr. 45. 

6 ArbG Rheine, DB 1966, 1975; MünchKomm / Schwerdtner, § 620, Rdnr. 74. 
7 BGHZ 67, 272, 275; BGH, VersR 1971, 262, 263; BAG, NJW 1963, 554, 555; 

OLG Celle, NJW 1974, 1386. 
8 Behn, AcP 178, 505, 524; FLume, Allg. Teil, 2. Bd., § 14, 3 c (235); Richardi, 

Anm. AP Nr. 4 zu § 130 BGB. 
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sonen können vom Erklärenden zur übermittlung der WE, aber auch 
vom Adressaten zur Empfangnahme der Erklärung eingesetzt sein. Als 
auf seiten des Adressaten eingeschaltete Hilfsperson kennt die h. M. 
neben dem im Gesetz vorgesehenen Empfangsvertreter (§ 164 III) den 
Empfangsboten, der lediglich zur tatsächlichen Entgegennahme der 
WE ermächtitgt ist. Eine WE, die von einem Empfangsboten entgegen-
genommen worden ist, soll in dem Zeitpunkt zugehen, in dem eine 
Kenntnisnahme durch den Adressaten erwartet werden kann9• Als 
Empfangsboten sieht die h. M. nicht nur diejenigen Personen an, die 
vom Adressaten zur Entgegennahme von Erklärungen ermächtigt wor-
den sind, sondern auch diejenigen, die nach der Verkehrsanschauung 
als ermächtigt gelten, Erklärungen in Empfang zu nehmen10• Demnach 
scheint es neben der vom Adressaten erteilten Botenermächtigung noch 
so etwas wie eine aus der Verkehrsanschauung abgeleitete unwiderleg-
liche Vermutung einer Botenermächtigung zu geben. Die dogmatische 
Grundlage dieser Vermutung ist jedoch ebenso unklar wie ihre Reich-
weite. Zur Frage, wer als Empfangsbote des Adressaten anzusehen ist, 
hat sich eine reichhaltige Kasuistik entwickelt. Erwachsene Familien-
angehörigell , der Vermieter der Wohnung12, kaufmännische Angestellte 
des AdressatenW und sogar die Putzfrau14 sind als Empfangsboten an-
gesehen worden. 

Dogmatisch ungelöst sind schließlich die Probleme der Annahmever-
weigerung und der Zugangshindernisse. Der Adressat kann z. B. die An-
nahme der Erklärung ohne berechtigten Grund verweigern oder sei-
nen Aufenthalt so einrichten, daß die Erklärung ihn von vornherein 
nicht erreichen kann. Auch ungewollt können sich aus der Sphäre des 
Adressaten Umstände ergeben, die den Zugangseintritt hindern oder 
verzögern (z. B. Wohnungswechsel, verschlossene Wohnung ohne Brief-
kasten etc.). Es besteht zwar weitgehende Einigkeit darüber, daß der 
Erklärende in solchen Fällen zu schützen ist. Rechtsgrundlage und Um-
fang des Schutzes sind jedoch unklar. Bei einer arglistigen Annahme-
verweigerung wird meist der Zugang bejaht15, da der Erklärende die 
Möglichkeit der Kenntnisnahme gehabt habe. In den übrigen Fällen 
der Zugangshindernisse versucht man überwiegend mit § 242 zu hel-

9 BGH, NJW 1965, 966; Erman / Brox, § 130, Rdnr. 12; Jauernig, § 130, Anm. 
2 b bb; Soergel / SchuLtze-v. LasauLx, § 164, Rdnr. 32. 

10 BGH, NJW 1951, 313; Erman / Brox, Fn. 9; MünchKomm / FörschLer, § 130, 
Rdnr. 19; Palandt / Heinrichs, § 130, Anm. 3 c bb. 

11 OLG München OLGZ 66, 2; Palandt / Heinrichs, Fn. 10. 
12 BAG, DB 1976, 1018. 
13 BGH, NJW 1965, 965, 966; BAG, DB 1977, 546. 
14 OLG Karlsruhe, VersR 1977, 902. 
15 Enneccerus / Nipperdey, Allg. Teil, 2. Halbbd., § 158 II A 2 b (978); Er-

man / Brox, § 130, Rdnr. 23; Jauernig, § 130, Anm. 2 b aa; Palandt / Heinrichs, 
§ 130, Anm. 6 a; a. A. FLume, Allg. Teil, 2. Bd., § 14, 3 c (235). 

2' 


